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Einleitung

Das Thema Globalisierung und Krieg ist vielschichtig, es berührt 
mindestens fünf Bereiche, die hier behandelt werden sollen. Erstens 
geht die beobachtbare Erosion der westlichen Vorherrschaft mit 
wachsenden Konflikten mit den „neuen Rivalen“ (China und 
Russland) einher. Diese Auseinandersetzungen drehen sich ganz 
wesentlich auch um die Frage, wer künftig die Regeln der Weltwirt-
schaftsordnung bestimmen wird; zweitens ist die vom neoliberalen 
Weltwirtschaftssystem verursachte Armut ein wesentlicher Faktor 
für Kriege und Konflikte in der so genannten Dritten Welt. Diese 
müssen aus westlicher Sicht immer häufiger militärisch „stabili-
siert“ werden, bevor sie außer Kontrolle zu geraten drohen (und 
hierdurch ggf. westliche Interessen gefährden); drittens haben sich 
Art und Charakter westlicher Militärinterventionen fundamental 
verändert. Nicht mehr der Sieg über eine feindliche Armee steht 
heute im Vordergrund, sondern die langfristige Besatzung und der 
Umbau der Gesellschaftsordnung der okkupierten Länder. Da dies 
einen ungleich höheren Personalbedarf erfordert, als „klassische“ 
Militärinterventionen, wird derzeit an Strategien gefeilt, die Tech-
niken zur effektiven Besatzung und Aufstandsbekämpfung zu ver-
feinern; viertens werden im Zuge westlicher Militärinterventionen 
die jeweiligen Länder im Rahmen militärischer Besatzungen einem 
radikalen neoliberalen Umbau unterzogen, der die soziale Lage 
weiter verschlimmert; schließlich führt dies fünftens dazu, dass der 
Widerstand immer weiter zunimmt, weshalb sich der Westen auf 
wachsende Auseinandersetzungen vorbereitet. Folgerichtig rückt 
die Aufstandsbekämpfung immer weiter ins Zentrum der Militär-
planung – und zwar für das Ausland, wie auch für das Inland, denn 
auch dort wird davon ausgegangen, dass die immer krasser werden-
den sozialen Gegensätze im Notfall den Einsatz des Militärs zur 
Absicherung der herrschenden Ordnung erfordern werden.

1. Staatskapitalismus als Systemkonkurrenz

Auch wenn es womöglich noch zu früh ist, bereits das Ende der 
westlichen Vorherrschaft im internationalen System zu prognosti-
zieren, wie dies gegenwärtig viele tun1, so stellt der unübersehbare 
machtpolitische Aufstieg Chinas (und mit Abstrichen auch Rus-
slands) doch eines der wichtigsten Phänomene der heutigen Zeit 
dar. Dabei mehren sich die westlichen Stimmen, die hierin den Vor-
boten einer neuen epochalen Konfrontation, einem Neuen Kalten 
Krieg zwischen „Demokratien“ (USA und EU) und „Autokratien“ 
(China und Russland) sehen. Wahlweise wird dabei eine „Rück-
kehr der Geopolitik“ (Robert Kagan), eine „globale Großkonkur-
renz“ (Nikolaus Busse) oder ein „Weltkrieg um Wohlstand“ (Gabor 
Steingart) vorhergesagt.2

Am deutlichsten warnten die US-Geheimdienste in einer gemein-
sam verfassten Studie namens „Global Trends 2025“ im November 
2008, der Aufstieg Russlands und Chinas werde schwere Konflikte 
mit dem Westen verursachen. Liest man dieses Dokument sorg-
fältig durch, so findet sich darin - neben dem obligatorischen Ver-
weis auf wachsende Auseinandersetzungen um knapper werdende 
Rohstoffe - eine hochinteressante Passage, worin hier die eigentliche 
„Gefahr“ gesehen wird: „Zum großen Teil folgen China, Indien und 
Russland nicht dem westlichen liberalen Entwicklungsmodell, son-
dern benutzen stattdessen ein anderes Model: ‚Staatskapitalismus‘. 
Staatskapitalismus ist ein loser Begriff, der ein Wirtschaftssystem 
beschreibt, das dem Staat eine prominente Rolle einräumt. [...] Statt 
die westlichen Modelle politischer und ökonomischer Entwicklung 
nachzuahmen, könnten sich viele Länder von Chinas alternativem 
Entwicklungsmodell angezogen fühlen. Die Machtverschiebung 
stärkt Staaten wie Russland, die die westliche Ordnung in Frage 
stellen wollen.“3

Andererseits prognostiziert etwa auch Sergei Karaganov, ein füh-
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render russischer Politikwissenschaftler, bereits eine „Neue Ära der 
Konfrontation“: „Heftige Rivalitäten auf verschiedenen Ebenen 
– ökonomisch, geopolitisch, ideologisch – werden die Neue Ära 
der Konfrontation charakterisieren. Russlands Außenminister 
Sergei Lawrow hat dieses Merkmal der neuen Welt folgenderma-
ßen beschrieben: ‚Das Paradigma der gegenwärtigen internationa-
len Beziehungen wird vom Konkurrenzkampf im weitesten Sinne 
dieses Begriffs bestimmt, insbesondere, wenn sich dieser Konkur-
renzkampf auf Wertesysteme und Entwicklungsmodelle erstreckt. 
Das Neue an der gegenwärtigen Situation ist, dass der Westen sein 
Monopol auf den Globalisierungsprozess verliert. Dies erklärt viel-
leicht am besten die Versuche, die augenblicklichen Entwicklungen 
als Bedrohung des Westens, seiner Werte und seiner Lebensart dar-
zustellen.‘“4

Tatsächlich ist die Verschärfung der machtpolitischen Auseinan-
dersetzungen unübersehbar und lässt sich auf zahlreichen Ebenen 
feststellen5 – ein ganz wesentlicher Faktor hierfür ist, dass China 
und Russland die bislang ausschließlich vom Westen bestimmten 
wirtschaftspolitischen Spielregeln in Frage stellen – und zwar in 
einer Phase, in der die Wirtschafts- und Finanzkrise die neoliberale 
Weltwirtschaftsordnung den letzten Rest an Glaubwürdigkeit geko-
stet hat und diese zunehmend instabil wird. 

2. Bekämpfung der Armen, statt Armutsbekämpfung

Weit gehend unstrittig ist, dass das neoliberale Weltwirtschafts-
system zu einer massiven Verarmung weiter Teile der Weltbevölke-
rung geführt hat.6 Dennoch deutet wenig darauf hin, dass auch nur 
die leiseste Bereitschaft besteht, an den Grundprinzipien der Welt-
wirtschaftsordnung, die letztlich nichts anderes als die fortgesetzte 
Ausbeutung und Verarmung der Dritten Welt zur Folge haben, 
irgendetwas zu verändern.7 Diese – bewusste – Entscheidung hat 
wiederum immense Auswirkungen auf die Frage von Krieg und 
Frieden in der Welt. 

Denn entgegen dem gängigen Mediendiskurs sind nicht Habgier, 
ethnische bzw. religiöse Konflikte o.ä. der ausschlaggebende Faktor 
für den Ausbruch von Bürgerkriegen, sondern Armut: „[Es] ist in 

der Kriegsursachenforschung 
unumstritten, dass Armut der 
wichtigste Faktor für Kriege 
ist. Armut steht als Indikator 
für wirtschaftliche als auch für 
soziale Benachteiligung, bis hin 
zum Mangel an Möglichkei-
ten, das eigene Leben in Würde 
zu gestalten. Die Kriege der 
Zukunft werden immer häufi-
ger Kriege um Wohlstand und 
Würde sein – und zumindest 
jenen, die sie betreiben, rational 
erscheinen.“8 Selbst Studien der 
Weltbank bestätigen mittler-
weile im Einklang mit zahlrei-
chen anderen Arbeiten diesen 
Befund.9 

Wer also an den ausbeuteri-
schen Grundlagen der herrschen-
den Weltwirtschaftsordnung 
nichts verändern will, dem wird 
wenig anderes übrig bleiben, als 
die Folgen dieser Entscheidung 
in Form zunehmender Kon-
flikte notfalls mit militärischer 
Gewalt notdürftig zu unterdrük-

ken. Überdeutlich benennt bswps. ein Beitrag in einem Sammel-
band der wichtigsten EU-eigenen Denkfabrik als Priorität künftiger 
EU-Militärpolitik: „Abschottungsoperationen [Barrier operations] 
– die globalen Reichen von den Spannungen und Problemen der 
Armen absichern. Da der Anteil der Weltbevölkerung, der in Elend 
und Frustration lebt, erheblich bleiben wird, werden die Spannun-
gen und Spillover-Effekte zwischen ihrer Welt und der der Reichen 
weiter zunehmen. Weil wir wahrscheinlich dieses Problem bis 2020 
nicht an seiner Wurzel gelöst haben werden, [...] müssen wir unsere 
Barrieren verstärken.“10 Doch nicht nur die „Festung Europa“ soll 
– etwa in Form eines Ausbaus der EU-Grenzschutzagentur FRON-
TEX - höher errichtet werden, „Operationen mit Bodentruppen“ 
(„Boots on the Ground Operations“) und „social engineering“ seien 
ebenfalls in zunehmendem Maße erforderlich, um „die Ströme der 
Globalisierung“ zu schützen. Dies erfordere „globale militärische 
Kapazitäten zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung.“11 

Hieraus ergibt sich jedoch ein vollständig neues Anforderungs-
profil für Auslandsinterventionen. Nicht mehr der Sieg auf dem 
Schlachtfeld steht mittlerweile im Vordergrund, „sondern die poli-
tische und soziale Kontrolle der Bevölkerung.“12 Eine „erfolgreiche“ 
Stabilisierung (sprich: Kontrolle) einer Krisenregion erfordert dabei 
aus westlicher Sicht eine langfristige Besatzung und den Umbau der 
Gesellschaftsordnung entlang westlicher Ordnungsvorstellungen 
(Nation Building). Vor diesem Hintergrund stellt sich ein Kapazi-
tätsproblem, das vom geopolitischen US-Altmeister Zbigniew Brze-
zinski in gewohnt drastischen Worten folgendermaßen beschrieben 
wurde: „Früher war es einfacher, eine Million Menschen zu kon-
trollieren als sie zu töten; heute ist es unendlich viel einfacher, eine 
Million Menschen zu töten als eine Million Menschen zu kontrol-
lieren.“13 Auch die „Long Term Vision“, ein Dokument der EU-
Rüstungsagentur, unterstrich den veränderten Charakter des neuen 
Interventionismus ebenso, wie den sich hieraus ergebenden größe-
ren Personalbedarf: „EU-Einsätze werden […] künftig eher auf die 
Ziele ‚Sicherheit‘ und ‚Stabilität‘ als auf ‚Sieg‘ fokussiert sein. […] 
Vor diesem Hintergrund wird die benötigte Truppenstärke, um 
dieses Ziel zu erreichen, in einigen Szenarien erheblich sein.“ 14

Dementsprechend kalkuliert das US-Militär, dass für eine „erfolg-
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reiche“ Stabilisierung eines gescheiterten Staates 20 Soldaten auf 
1.000 Einwohner in Form eines fünf bis acht Jahre andauernden 
Einsatzes notwendig sind.15 Die hierfür erforderlichen Kapazitäten 
sind also enorm, allein die „Stabilisierung“ eines Landes wie der 
Kongo würde 1,2 Mio. Soldaten erfordern. Gleichzeitig wächst aber 
der „Bedarf“ nach solchen Einsätzen, wie der „European Council 
on Foreign Relations“ (ECFR) ausführt: „Jüngste Untersuchungen 
legen nahe, dass die Zahl an Bürgerkriegen erneut ansteigt und die 
Europäische Union davon ausgehen kann, vermehrt dazu aufgefor-
dert zu werden, Soldaten in Ländern oder Regionen zu stationieren, 
die gerade einen Konflikt hinter sich haben.“16 So besehen besteht 
aus westlicher Sicht die dringende Notwendigkeit, Interventionen 
zur „Stabilisierung“ gescheiterter Staaten effektiver zu gestalten.

3. CIMIC und SSR: Optimierung der Interventionsstrategien

In vielerlei Hinsicht ist Afghanistan der Prototyp der neuen west-
lichen Interventionsstrategie. Dort soll exemplarisch eine Gesell-
schaft – nach einem bewaffneten Eingriff und im Rahmen einer 
westlichen Besatzung – von Grund auf neu errichtet werden, wobei 
der neoliberale Umbau der Wirtschaftsstrukturen im Vordergrund 
steht (s.u.). Den Vorbildcharakter des Einsatzes am Hindukusch 
verdeutlicht etwa der im Auftrag des NATO-Generalsekretärs im 
Mai 2010 vorgelegte Entwurf für ein neues Strategisches Konzept: 
„Angesichts des komplexen und unvorhersagbaren Sicherheits-
klimas, das höchstwahrscheinlich in den nächsten Jahrzehnten 
vorherrschen wird, ist es unmöglich, eine NATO-Teilnahme an 
ähnlichen (hoffentlich weniger ausufernden) Stabilisierungseinsät-
zen auszuschließen.“17

Aufgrund des hierfür erforderlichen immensen Personalbedarfs 

wird derzeit innerhalb der westlichen Militärplanung fieberhaft 
über Strategien zur Optimierung derartiger „Stabilisierungsein-
sätze“ nachgedacht. Am wichtigsten ist hier einmal, dass man sich 
von so genannten „Sicherheitssektorreformen“ (SSR) künftig eine 
deutliche Entlastung erhofft. Über den Aufbau von Repressions-
apparaten (Armee und Polizei) sollen pro-westliche Machthaber in 
die Lage versetzt werden, sich möglichst ohne allzu große direkte 
Unterstützung am Ruder halten zu können. Inzwischen sind die 
USA, vor allem aber auch die Europäische Union mit zahlreichen 
solcher Ausbildungsmissionen auf der ganzen Welt tätig.18 

Darüber hinaus haben die bisherigen Erfahrungen, insbesondere 
in Afghanistan und im Irak auch gezeigt, dass dem Militär wesent-
liche Fähigkeiten für die Bevölkerungskontrolle und den Umbau 
von Gesellschaften im Zuge von direkten Besatzungen fehlen. Hier-
für sind zahlreiche zivile Kompetenzen und Akteure erforderlich: 
Juristen, Ingenieure, Agrotechniker, Verwaltungsexperten, Brun-
nenbauer, Polizisten, etc. Vor diesem Hintergrund kristallisiert sich 
derzeit mit der „Vernetzten Sicherheit“ – oder im NATO-Jargon: 
dem „Comprehensive Approach“ - ein neues außen- und sicher-
heitspolitisches Leitbild heraus, das künftig in sämtlichen westli-
chen Einsätzen zur Anwendung kommen soll. Ziel ist es dabei, über 
die Zivil-militärischen Zusammenarbeit (CIMIC) zivile Fähigkeiten 
und Akteure für die Optimierung von „Stabilisierungseinsätzen“ 
– de facto Besatzungs- und Aufstandsbekämpfungsoperationen – 
nutzbar zu machen. Schon in der Europäischen Sicherheitsstrategie 
vom Dezember 2003 wurde argumentiert: „Bei nahezu allen größe-
ren Einsätzen ist auf militärische Effizienz ziviles Chaos gefolgt. Wir 
brauchen eine verstärkte Fähigkeit, damit alle notwendigen zivilen 
Mittel in und nach Krisen zum Tragen kommen. […] Die Union 
könnte einen besonderen Mehrwert erzielen, indem sie Operatio-

Globalisierungskonflikte: Das Beispiel der Piraten vor Somalia

Ein aktuelles Beispiel, wie die Kausalkette zwischen 
neoliberalen „Reformen“, Verarmung der Bevöl-
kerung, gewaltsamen Konflikten und westlichen 
Militärinterventionen funktioniert, ist die Pirate-
riebekämpfung am Horn von Afrika. Als Somalia 
in den 80er Jahren in die Schuldenkrise geriet und 
durch Strukturanpassungsprogramme des IWF zur 
Übernahme neoliberaler Politiken gezwungen wurde, 
brach der Staat in der Folge zusammen. Staatsange-
stellte konnten nicht mehr entlohnt werden, weshalb 
u.a. die Küstenwache entlassen wurde. Dies hatte zur 
Folge, dass europäische Fischfangflotten die Region 
leerfischten und den somalischen Fischern die Lebens-
grundlage entzogen. Aus diesen zwei Gruppen – ehe-
malige Angestellte der Küstenwache und verarmte 
Fischer – setzt sich ein Großteil der nun in den Blick 
der Öffentlichkeit geratenen Piraten zusammen, die 
am Horn von Afrika Schiffe aufbringen (und damit 
aus NATO-Sicht den freien Warenverkehr gefähr-
den). Anstatt aber die Ursachen des Phänomens anzu-
gehen, entsendeten NATO (Operation Ocean Shield) 
und die Europäische Union (Operation ATALANTA)  
Kriegsschiffe in die Region, um das Problem wort-
wörtlich zu bekämpfen. 

Quellen: Mahnkopf, Birgit: Piratenhatz am Horn von Afrika. Zur politischen Ökonomie eines Piratenkonflikts und seiner geopoliti-
schen Bedeutung, in: Internationale Politik und Gesellschaft 1/2010, S. 58-81; Haydt, Claudia: Kanonenboote und Piraten: NATO, EU 
und die Kontrolle der Meere, in: DFG-VK/IMI: Kein Frieden mit der NATO, Tübingen 2009, S. 11-15; Pflüger, Tobias: Gefährliche 
Gewässer, Junge Welt, 23.10.2008; Chossudovsky, Michel: Global Brutal, Frankfurt 2002, S. 109-117; Ihonvbere, Julius O.: The World 
Bank/IMF Structural Adjustment Programs and the Somali Crisis, A paper prepared for the symposium on „Towards Conflict Resolution 
in the Horn of Africa,“ November 19, 1994, URL:  http://www.hartford-hwp.com/archives/33/006.html (15.02.2010).

Foto: Kriegsschiff der EU-Operation ATALANTA
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nen durchführt, bei denen sowohl militärische als auch zivile Fähig-
keiten zum Einsatz gelangen.“19

Eine – im Wortsinne – zivile Außenpolitik, die sich als grund-
sätzliche Alternative und nicht als bloße Ergänzung zur militäri-
schen Durchsetzung von Interessen versteht, rückt hiermit in weite 
Ferne. Nicht von ungefähr wird diese Strategie von vielen Nichtre-
gierungsorganisationen (NROs) scharf kritisiert, die hierdurch die 
Unabhängigkeit ihrer Arbeit und im Endeffekt sogar ihre Sicher-
heit gefährdet sehen. So schreibt VENRO, der Dachverband der 
deutschen entwicklungspolitischen NROs: „Das Konzept der ‚Ver-
netzten Sicherheit‘ – im NATO-Jargon ‚Comprehensive Approach‘ 
– bedeutet in der Konsequenz, dass die staatliche Entwicklungs-
zusammenarbeit und Aufbauhilfe den militärischen Zielen im 
Sinne einer ‚Aufstandsbekämpfung‘ untergeordnet ist. […] Für die 
Hilfsorganisationen bedeuten die genannten Tendenzen zur zivil-
militärischen Zusammenarbeit und zur Unterordnung der Entwick-
lungshilfe unter politisch-militärische Zielsetzungen eine deutliche 
Erschwerung und Einschränkung ihrer Arbeit. Sie schaden dem 
Ansehen und der Glaubwürdigkeit der NRO als unabhängige und 
unparteiliche humanitäre Akteure. Im Extremfall führt dies dazu, 
dass Hilfsorganisationen von Teilen der Bevölkerung als Parteigän-
ger des Militärs gesehen und von Aufständischen als vermeintlich 
legitime Angriffsziele eingestuft werden.“20 

Dennoch wird derzeit fieberhaft an der Institutionalisierung des 
Comprehensive Approach gearbeitet – sowohl innerhalb der Euro-
päischen Union als auch der NATO.21 Einen schaurigen Blick in 
die Kristallkugel, wohin eine solche Instrumentalisierung ziviler 
Akteure im schlimmsten Fall führen könnte, liefert eine Studie der 
regierungsnahen „Stiftung Wissenschaft und Politik“. Sie trägt den 

bezeichnenden Titel „Aufstandsbekämpfung als Auf-
trag“ und fordert eine neue strategische Planungs-
einheit im Auswärtigen Amt: „Ihre Aufgabe wäre es, 
die politischen, wirtschaftlichen und militärischen 
Aspekte der Aufstandsbekämpfung zusammenzufüh-
ren. [...] Mit Hilfe dieser Planungseinheit ließe sich 
kontinuierlich eine gemeinsame zivil-militärische 
Strategie für alle laufenden Auslandseinsätze erarbei-
ten und realisieren.“ Weiter plädiert die Denkfabrik 
dafür, dass das Militär bei konkreten Einsätzen die 
alleinige Kontrolle übernehmen soll: „Auf operativer 
Ebene sollte die Integration ziviler und militärischer 
Mittel innerhalb der Einsatzführungsstrukturen des 
Verteidigungsministeriums erfolgen. [...] Es sollte 
generell erwogen werden, das Personal der mit Aus-
landseinsätzen befassten zivilen Ministerien für die 
Dauer der Einsätze in die Strukturen des Verteidi-
gungsministeriums einzugliedern.“22  

4. Neoliberaler Kolonialismus 

Wie bereits angedeutet, streben heutige Militärin-
terventionen nicht nur den Sieg über eine feindli-
che Armee an, sondern den kompletten Umbau der 
Gesellschaftsordnung im Rahmen eines neokoloni-
alen Besatzungsregimes. In den Worten Carlo Mas-
salas, Professor an der Bundeswehr-Universität in 
München: „Protektorate sind in. Von Bosnien über 
Kosovo, nach Afghanistan bis in den Irak, das Muster 
westlicher Interventionspolitik ist immer dasselbe. 
Nach erfolgreicher militärischer Intervention werden 
die ‚eroberten‘ Gebiete in Protektorate umgewandelt 
und die westliche Staatengemeinschaft ist darum 
bemüht, liberale politische Systeme, Rechtsstaatlich-
keit und freie Marktwirtschaft in diesen Gebieten 
einzuführen.“23

Zahlreiche Studien haben sich inzwischen kritisch mit diesem 
neoliberalen Nation Building auseinandergesetzt. Sie kommen zu 
dem Ergebnis, dass marktradikale Konzepte untauglich sind, um 
die soziale Lage der Bevölkerung zu verbessern, sie in den meisten 
Fällen die Armut sogar noch vergrößern.24 Dennoch versucht der 
Westen in allen großen Besatzungseinsätzen dasselbe radikallibe-
rale Wirtschaftsprogramm durchzusetzen. Der Wahnsinn hat also 
Methode: Verschleuderung des Staatseigentums durch umfassende 
Privatisierungen, Öffnung für ausländische Investitionen und 
Güter, Steuererleichterungen für ausländische Unternehmen, etc.

Im Irak waren es die US-Besatzungsbehörde, die „Coalition Pro-
visional Authority“ (CPA), die gleich in ihrem ersten – bindenden 
– Erlass (De-Ba‘athification of Iraqi Society) die komplette Macht 
im Land an sich riss: „Die CPA vereinigt auf sich sämtliche exekuti-
ven, legislativen und judikativen Kompetenzen, die notwendig sind, 
um ihre Ziele zu erreichen.“ Anschließend machte sich die Behörde 
an den zielstrebigen neoliberalen Umbau des Iraks. So sah Erlass 
Nr. 12 (Trade Liberation Policy) die Abschaffung sämtlicher Zölle, 
Handelsbarrieren und Subventionen vor; Erlass Nr. 17 (Status of 
the CPA) garantierte CPA-Mitarbeitern Immunität vor irakischen 
Gerichten; Order 37 (Tax Strategy for 2003) dekretierte die Ein-
führung einer allgemeinen Flat-Tax von 15% für Einzelpersonen 
und Unternehmen; Order 39 (Foreign Investment) erlaubte es aus-
ländischen Konzernen, einen Anteil von 100 Prozent an irakischen 
Betrieben zu übernehmen und die aus ihren Geschäften resultieren-
den Gewinne zu ebenfalls 100 Prozent aus dem Land zu transferie-
ren; Order 40 (Bank Law) eröffnete erstmals die Möglichkeit, das 
Bankenwesen zu übernehmen; schließlich stellte Order 100 (Tran-

Truppenbedarf zur „Stabilisierung“ gescheiterter Staaten nach 
Angaben des Defense Science Board des Pentagon 

Land Ranking Bevölkerung Truppenbedarf

Elfenbeinküste 1 17,298,40 345,961
DR Kongo 2 60,085,804 1,201,716
Sudan 3 40,187,486 803,750
Irak 4 26,074,906 521,498
Somalia 5 8,591,629 171,833
Sierra Leone 6 6,017,643 120,353
Tschad 7 9,826,419 196,528
Jemen 8 20,727,063 414,541
Liberia 9 3,482,211 69,644
Haiti 10 8,121,622 162,432
Afghanistan 11 29,928,987 598,580
Ruanda 12 8,440,820 168,816
Nordkorea 13 22,912,177 458,244
Kolumbien 14 42,954,279 859,086
Simbabwe 15 12,746,990 254,940
Guinea 16 9,467,866 189,357
Bangladesch 17 144,319,628 2,886,393
Burundi 18 6,370,609 127,412
Dominik. Republik 19 8,950,034 179,001
Zentralafrik. Rep. 20 3,799,897 75,998

Quelle: Christopher Preble/Justin Logan: Failed States and Flawed Logic: The 
Case against a Standing Nation-Building Office, CATO Policy Analysis no. 560, 
January 11, 2006, S. 18.
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sition of Laws) sicher, dass der Großteil der Verordnungen auch 
nach der irakischen „Unabhängigkeit“ in Kraft bleiben.25

Auch für Afghanistan holte der Internationale Währungsfond 
(IWF) unmittelbar nach Kriegsende ein offenbar schon längst aus-
gearbeitetes Programm hervor, das den konsequenten neoliberalen 
Umbau des Landes vorsah.26 Unter anderem wurde der Regierung 
von Hamid Karzai ein Investitionsschutzgesetz (Law on Domestic 
and Foreign Private Investment) diktiert, dessen Hauptelemente 
von der Bertelsmann-Stiftung folgendermaßen zusammengefasst 
wurden: „Im September 2002 ratifizierte die afghanische Regierung 
das law on domestic and foreign private investment in Afghanistan, 
das keine Unterscheidung zwischen ausländischen und inländi-
schen Investitionen macht. Dieses Gesetz ermöglicht 100% auslän-
dische Investitionen, den vollständigen Transfer von Gewinnen und 
Kapital aus dem Land heraus, internationale Schlichtungsverfahren 
sowie ‚stromlinienförmige‘ Lizenzverfahren. Auch werden Auslän-
der, die Kapital nach Afghanistan bringen, für vier bis acht Jahre 
von Steuern befreit.“27 Ferner wurde laut afghanischer Regierung 
auf Betreiben von IWF und Weltbank die Steuergesetzgebung „ver-
einfacht“, indem eine Flat-Tax von 20% auf Unternehmensgewinne 
eingeführt wurde.28

Im Kosovo war es die UN-Besatzungsbehörde UNMIK, die ähn-
lich wie im Irak, gleich mit ihrer ersten Anordnung die vollständige 
Kontrolle des Landes übernahm: „Alle legislativen und exekutiven 
Autoritäten mit Blick auf den Kosovo inklusive der Justizverwaltung 
vereinigen sich auf die UNMIK und werden vom Hohen Repräsen-
tanten ausgeübt.“ Per Anordnung 2001/9 wurde der Provinz eine 
„Provisorische Verfassung“ oktroyiert, die die Einführung der freien 
Marktwirtschaft vorsah und dem Hohen Repräsentanten der Ver-

einten Nationen die Verantwortung für die Geld- und Wirtschafts-
politik übertrug. Innerhalb der UNMIK war die Europäische Union 
für den Bereich „Wiederaufbau und ökonomische Entwicklung“ 
und alle diesbezüglich umgesetzten Maßnahmen zuständig. Dazu 
gehörte u.a. eine radikale Senkung der Einführzölle: „Kosovo hat 
eines der liberalsten Handelsregime der Welt“, bilanziert die Welt-
bank, „mit zwei Zolltarifsätzen, einem 0%igen und einem 10%igen 
Tarif sowie ohne jede Mengenbeschränkungen.“29 

Unter diesen Bedingungen waren aber die staatseigenen Betriebe 
und Genossenschaften gegenüber der übermächtigen ausländischen 
Konkurrenz nicht konkurrenzfähig, was wiederum die Legitimation 
für umfassende Privatisierungen lieferte. Hierfür wurde mit Anord-
nung 2001/3 (Regulation on Foreign Investment) ein Einfallstor 
für ausländisches Kapital geschaffen. Die wichtigsten Elemente 
der Verordnung beschrieb der ehemalige UNMIK-Chef Joachim 
Rücker folgendermaßen: „Wir [haben] sehr viele Regelungen, die 
fremde Investitionen möglich machen. Es gibt vor allem ein Inve-
stitionsschutz-Gesetz, das all die üblichen Rechtsstandards bietet, 
also Schutz vor Enteignungen, Gewinntransfer usw.“30 Mit dersel-
ben Anordnung wurde die „Kosovo Trust Agency“ (nun: „Kosovo 
Privatisation Agency“) ins Leben gerufen, die mit dem Verkauf der 
Staatsbetriebe beauftragt wurde. In bislang 43 „Privatisierungswel-
len“, die letzte schwappte im Mai 2010 über den Kosovo hinweg, 
wurde mittlerweile der Löwenanteil zu günstigen Preisen veräu-
ßert. 

Obwohl der Kosovo sich Anfang 2008 formal für unabhängig 
erklärt hat, steht er weiter unter internationaler Überwachung – und 
zwar solange, bis ihm die westlichen Besatzer die „Europatauglich-
keit“ attestiert haben. Die Fremdherrschaft wird also fortdauern, bis 

NATO-EU-Übung zur Aufstandsbekämpfung im Kosovo. Foto: NATO
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die westlichen Vorgaben zur vollsten Zufriedenheit implementiert 
worden sind – das ist der Kern des so genannten Ahtisaari-Plans der 
Europäischen Union, der über der kosovarischen Verfassung steht.31 
Kein Wunder also, dass die wirtschaftsliberale Politik auch nach 
der „Unabhängigkeit“ ungebremst ihre Fortsetzung fand: „Knapp 
sechs Monate nach seiner Unabhängigkeit bekommt der Kosovo 
eine Flat-Tax. Die Regierung in Prishtina hat in ihrer heutigen Sit-
zung beschlossen den Steuersatz für Unternehmen von zwanzig auf 
zehn Prozent zu senken. Laut Lutfi Zharku, Minister für Handel 
und Industrie, wird auch die Einkommenssteuer herabgesetzt. 
Diese liegt nun zwischen 0 und 10 Prozent. Die Mehrwertsteuer 
wird hingegen von 15 auf 16 Prozent angehoben. [...] Durch die 
Einführung der Flat-Tax unternimmt der Kosovo einen wichtigen 
Schritt in die Verbesserung der Investitionsrahmenbedingungen für 
ausländische Investoren.“32

5. Aufstandsbekämpfung im In- und Ausland

Ob im Irak, in Afghanistan oder im Kosovo, überall haben die 
neoliberalen Umstrukturierungsmaßnahmen dazu geführt, dass 
sich die humanitäre Situation der Bevölkerung weiter verschlech-
tert hat. Dementsprechend wächst die Zahl derjenigen, die – teils 
auch mit Waffengewalt – bereit sind, sich gegen die westlichen 
Besatzer zur Wehr zu setzen. In dem Maße aber, wie der Widerstand 
zunimmt, rückt die Aufstandsbekämpfung ins Zentrum westlicher 
Besatzungseinsätze. 

Man solle sich die US-Kriegsführung im Irak als Vorbild für den 
Bundeswehreinsatz in Afghanistan nehmen, forderte die „Stiftung 
Wissenschaft und Politik“ bereits Anfang 2008. „Wie im Irak beste-
hen auch dort klassische Herausforderungen durch Aufständische, 
die möglichst wirksam bekämpft werden müssen. [Deshalb ist] die 
militärische Präsenz der Koalitionstruppen in der Fläche und die 
Durchführung gezielter offensiver Operationen gegen radikale Auf-
ständische notwendig.“ Generell gehe es für Deutschland und die 
NATO darum, den „Operationsschwerpunkt Aufstandsbekämp-
fung“ in den Mittelpunkt der Planung zu rücken.33

Selbst im Kosovo, wo die albanische Bevölkerung die westliche 
Truppenpräsenz ursprünglich begrüßt hatte, nimmt der Widerstand 
zu. In einer Umfrage vom Frühjahr 2009 gaben 79% der Kosova-
ren an, sie seien aufgrund ihrer wirtschaftlichen Lage zur Teilnahme 
an Protesten bereit.34 Seit 2007 mehren sich die Demonstrationen 
gegen die Besatzungsmächte, bei denen es sogar bereits zu Todesop-
fern kam. Reagiert wird hierauf jedoch nicht etwa, indem an der ver-
fehlten Wirtschaftspolitik etwas verändert würde. Stattdessen haben 
die inzwischen im Kosovo aktive „zivile“ EU-Mission EULEX und 
die NATO-Truppe KFOR mit gemeinsamen monatlichen Übun-
gen begonnen, um ihre Techniken in der Aufstandsbekämpfung zu 
verfeinern („Crowd & Riot Control Exercises“). Welche Szenarien 
man dabei im Auge hat, verdeutlicht die Beschreibung einer dieser 
Übungen überdeutlich: „Das Szenario basierte auf wahren Begeben-
heiten. Das Europäische Parlament fällte die Entscheidung, Gelder 
für den Kosovo vom Bau zweier Krankenhäuser hin zu einer Müll-
recyclinganlage umzuleiten. Die lokale Bevölkerung war darüber 
empört. Als Reaktion rief die Gewerkschaft der Krankenhausarbei-
ter zu Demonstrationen und Aktionen gegen die EU und EULEX  
auf. […] Als Ergebnis der Übung lernten die Teilnehmer Wichtiges 
darüber, auf eine wütende Menge („furious mob“) vorbereitet zu 
sein, über die Fähigkeit zu antizipieren, was die Menge tun wird 
und schließlich darüber, ihre Techniken zur Bevölkerungskontrolle 
und Aufstandsbekämpfung („crowd and riot control“) anzuwen-
den.“35

Dies verweist auf einen letzten zentralen Aspekt. Die im Kosovo 
agierenden EU-Paramilitärs sind so genannte Dual-Use-Einheiten, 
sie können auch im europäischen Inland eingesetzt werden. Aus 

Sicht der Herrschenden ist dies auch dringend erforderlich, um 
gegebenenfalls in der Lage zu sein, auch hierzulande Proteste infolge 
der sich verschärfenden sozialen Gegensätze im Keim zu ersticken. 
So warnt etwa die Bundesakademie für Sicherheitspolitik: „Krasse 
Armutsunterschiede oder rasche Veränderungen in der Armuts-
struktur, wie beispielsweise die Verarmung der Mittelschichten oder 
auch nur deren Angst davor, können unter bestimmten Umständen 
in Radikalisierung, Militanz und Bereitschaft zur Anwendung ter-
roristischer Mittel umschlagen.“36

Der Einsatz von Militär im EU-Inland war lange Zeit verboten, 
was sich jedoch geändert hat, seit der Vertrag von Lissabon am 1. 
Dezember 2009 in Kraft getreten ist. Denn dessen „Solidaritätsklau-
sel“ (Artikel 222) öffnet Militäreinsätzen im Inland Tür und Tor, 
indem es dort heißt: „Die Union mobilisiert alle ihr zur Verfügung 
stehenden Mittel, einschließlich der ihr von den Mitgliedstaaten 
bereitgestellten militärischen Mittel […] im Falle einer Naturkata-
strophe oder einer vom Menschen verursachten Katastrophe einen 
Mitgliedstaat auf Ersuchen seiner politischen Organe innerhalb 
seines Hoheitsgebiets zu unterstützen.“ Da diese Formulierung auch 
soziale Unruhen mit einschließt, betont EU-Militärstabschef Henri 
Bentégeat, das „originelle“ an der Solidaritätsklausel sei keineswegs 
die Möglichkeit für Inlandseinsätze zur Terrorabwehr: „Das zweite 
Element ist interessanter, da es den Einsatz militärischer Mittel auf 
dem Gebiet eines Mitgliedsstaates auf Anforderung seiner politi-
schen Autoritäten vorsieht.“37 

6. Fazit: No Justice, No Peace!

Die westliche Bereitschaft, Sozialproteste im Notfall auch mili-
tärisch zu unterdrücken wächst und zwar nicht nur in fern ent-
legenen Gebieten oder allenfalls an der EU-Peripherie, sondern 
zunehmend auch innerhalb des kapitalistischen Zentrums selbst, da 
sich auch dort die Auseinandersetzungen immer weiter verschärfen. 
Die Zusammenhänge zwischen Neoliberalismus und Krieg zeigen 
auch, dass eine radikale Veränderung der westlichen Wirtschafts-
weise eine integrale Kernforderung der Friedensbewegung sein 
muss. Umso zynischer ist die Praxis westlicher Besatzungspolitik, 
die eben jene neoliberalen Umstrukturierungen – mit vorgehaltener 
Pistole – oktroyiert, die ganz wesentlich Teil des Problems, nicht der 
Lösung sind. Der Fisch stinkt vom Kopf, dem Wirtschaftssystem, 
und genau dort muss kluge Friedenspolitik ansetzen - nicht bei dem 
mühsamen Versuch, den Dampfkessel der Globalisierungskonflikte 
notdürftig militärisch unter Kontrolle zu halten. Insofern sind 
jegliche Versuche, die Interventionsstrategien zur “Stabilisierung” 
des ausbeuterischen neoliberalen Systems zu optimieren – seien es 
Sicherheitssektorreformen oder die Zivil-militärische Zusammenar-
beit – kompromisslos abzulehnen.

Zu warnen ist aber auch vor einem allzu großen Enthusiasmus 
gegenüber den “Herausforderern” – Russland und China. Tatsäch-
lich eröffnet deren eher staatszentriertes Modell den Entwicklungs-
ländern Spielräume, wie sich derzeit u.a. anhand der chinesischen 
Politik in Afrika zeigt. Deren autoritären Kapitalismus deshalb 
jedoch als progressive Alternative hochzujubeln kann und darf keine 
linke Position sein. Auch dies zeigt die chinesische Afrika-Politik 
ebenso, wie die Versuche Pekings (aber auch Moskaus) Arbeiterpro-
teste im eigenen Land ebenfalls militärisch zu deckeln.38

Vor diesem Hintergrund muss die Friedensbewegung auf einen 
stärkeren Schulterschluss mit anderen sozialen Bewegungen hinar-
beiten. Sie muss aufzeigen, dass und wie Militarisierung und Aus-
beutung miteinander zusammenhängen, ihre Bündnispartner bei 
den von dieser Politik betroffenen suchen und so einen Beitrag lei-
sten, um den Widerstand sowohl gegen die wirtschaftliche als auch 
die militärische Seite der herrschenden Weltordnung zu stärken.
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